
Magdeburger Journal zur Sicherheitsforschung 
Gegründet 2011 | ISSN: 2192-4260

Herausgegeben von Stefan Schumacher und Jan W. Meine 
Meine Verlag – Wissenschafts-, Sach- und Fachbuchverlag, Magdeburg

27

Die Europäische Sicherheitsstrategie 2003
Europas Versuch einer Positionierung als eigenständiger 

sicherheitspolitischer Akteur*

Jan W. Meine 
 

Essay

In diesem Essay wird die Europäische Sicherheitsstrategie von 2003 untersucht und als 
Versuch Europas identifiziert, sich als eigenständiger sicherheitspolitischer Akteur zu eta-
blieren. Dabei bildet die National Security Strategy der USA von 2002 ein Referenzpunkt.

Zitationsvorschlag: Meine, Jan W. (2011). Die Europäische Sicherheitsstrategie 
2003 – Europas Versuch einer Positionierung als eigenständiger sicherheitspoliti-
scher Akteur. Magdeburger Journal zur Sicherheitsforschung, Band 1, 2011, S. 27–35.  
http://www.wissens-werk.de/index.php/mjs/article/viewFile/75/41

* Zuerst veröffentlicht unter:
 http://www.europa.clio-online.de/site/lang__de/ItemID__492/mid__11428/40208214/default.aspx



Magdeburger Journal zur Sicherheitsforschung // Band 1 (2011) 28

Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts än-
derten sich schlagartig die grundlegenden 
sicherheitspolitischen Gegebenheiten in 
der Welt – besonders aber für Europa so-
wie für die USA. In der letzten Dekade des 
20. Jahrhunderts wandelten sich die Bedin-
gungen sowie das Verständnis von Sicher-
heit. Bis zum Ende des Ost-West-Konflikts 
wurde Sicherheit vornehmlich durch den 
Schutz vor einer konkreten Bedrohung ge-
dacht und auch erzielt. Dies war möglich, 
da die beiden großen Gegner sich kannten 
und von einander wussten: auf der einen 
Seite die NATO (North Atlantic Treaty 
Organisation) sowie die USA und auf der 
anderen Seite der Warschauer Pakt sowie 
die UdSSR. Mit dem Ende der System-
konkurrenz durch das Auseinanderfallen 
der UdSSR verloren sicherheitspolitische 
Strukturen ihre Klarheit: Klar benennbare 
Akteure, ihre Intention sowie ihr Potential 
verwischten sich. Hinzu kamen Phänome-
ne, die mit den Schlagwörtern der Interde-
pendenz, Globalisierung und Transnatio-
nalisierung beschrieben werden können. 
Der Effekt ist eine sicherheitspolitische 
Landschaft des Unspezifischen, Nicht-
intendierten und Undirekten. Sicherheit 
kann damit nicht mehr durch Abschre-
ckung vor einer Bedrohung erzeugt wer-
den; jedenfalls nicht mehr in einer über-
zeugenden, dominierenden Art und Weise. 
Die konkrete Bedrohung weicht also dem 
unspezifischen Risiko. Und spätestens seit 
den terroristischen Anschlägen auf das 
World Trade Center in New York sowie auf 
das Pentagon in Washington D.C. am 11. 
September 2001 müssen sich Staaten mit 
dieser veränderten Situation konkret aus-
einandersetzen und in einen internationa-
len Prozess treten, in welchem die Regeln, 
Normen, Mittel und Ziele im Umgang mit 
dem unspezifischen Risiko ausgehandelt 
werden. Die Europäische Sicherheitsstra-

tegie1 (ESS) sowie die National Security 
Strategy2 (NSS) der USA sind Teil dieses 
Aushandlungsprozesses.
Die ESS ist dabei ein Beitrag in der Debat-
te um die Verortung der sicherheitspoliti-
schen Rolle Europas in der Welt und stellt 
Europa als sicherheitspolitischen Akteur 
mit Verantwortung und Handlungsraum 
da. Das Strategiepapier kann zum einen als 
ein Folgeelement der seit 1999 stark vor-
angetriebenen Konkretisierung der Euro-
päischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik und zum anderen als Folgeelement 
der Uneinigkeit in Europa bezüglich der 
„Irakfrage“3 gelten. Sie ist die erste sicher-
heitspolitische Strategie der Europäischen 
Union (EU), die in einem für die EU sehr 
kurzem Zeitabschnitt vorgestellt, disku-
tiert und einstimmig angenommen wurde. 
Die ESS ist eine in Verantwortung des Ge-
neralsekretärs und Hohen Vertreters der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik (GASP), Javier Solana, erarbeitetes 
Dokument – daher auch Solana-Doktrin 
genannt –, welches vom Europäischen Rat, 
dem höchsten Organ der EU, das aus den 
Staats- und Regierungschefs der EU-Mit-
gliedsstaaten besteht und für die Entwick-
lungen der EU die notwendigen Impulse 

1 Europäischer Rat, Ein sicheres Europa in einer 
besseren Welt. Europäische Sicherheitsstrategie, 
Brüssel, http://www.consilium.europa.eu/uedocs/
cmsUpload/031208ESSIIDE.pdf (22.09.210).

2 White House, The National Security Strategy of 
the United States of America, Washington, D.C., 
White House 2002, http://georgewbush-white-
house.archives.gov/nsc/nss/2002/ (22.09.2010).

3 Der Konflikt um die „Irakfrage“ betraf den Streit 
um den richtigen Umgang mit dem Irak im Jah-
re 2003, wobei es um das vermutete Vorhanden-
sein von Massenvernichtungswaffen im Irak ging. 
Dabei standen – vereinfacht – auf der einen Sei-
te die USA und einige „neue“ europäische Länder 
und setzten sich für eine militärische Interventi-
on in den Irak ein und auf der anderen Seite Län-
der und Institutionen des „alten“ Europa, wozu 
die Meinungsführer Frankreich und Deutschland 
zählten, die eher auf diplomatische Lösungswege 
setzten.
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gibt sowie die allgemeinen politischen Leit-
linien der EU festlegt, am 12. Dezember 
2003 als Grundsatzdokument zur Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik der EU 
verabschiedet wurde.4 Die Europäische Si-
cherheitsstrategie kann jedoch nicht als ein 
allein stehendes Dokument gelesen werden. 
In dem erwähnten Aushandlungsprozess 
gilt die National Security Strategy der USA 
von 2002 als Referenzpapier. Im Vergleich 
beider Papiere lässt sich erkennen, ob es 
eine spezifisch europäische Wahrnehmung 
und Beschreibung von Gefahren gibt, ob es 
ein eigenständiges europäisches Verständ-
nis von Sicherheit gibt und ob es vor allem 
einen europäischen Weg in der Mittelwahl 
zur Gefahrenbegegnung, Risikovorbeu-
gung und Risikovorsorge gibt. 
Das europäische Strategiepapier beginnt 
mit einer Einleitung, in welcher der Refe-
renzpunkt der Überlegungen und Aussa-
gen des Papiers gebildet wird: Das Ende 
des Zweiten Weltkrieges als Markierungs-
punkt, dem eine „beispiellose Periode des 
Friedens und der Stabilität“ folgt. Dabei 
wird die Schaffung der EU als Mittelpunkt 
dieser Entwicklung gesehen, Ebenso wird 
den Vereinigten Staaten von Amerika eine 
wichtige, ja sogar entscheidende Rolle im 
Rahmen der NATO für die Sicherheit Eu-
ropas zugeschrieben und seit dem Ende des 
Ost-West-Konflikts als der „dominierende 
militärische Akteur“ angesehen. Und doch, 
so die anfängliche und klare Konstatie-
rung der ESS: Es ist keinem einzelnen Land 
mehr möglich, die „komplexen Probleme 
der heutigen Zeit im Alleingang zu lösen.“ 

4 Zu Daten, Fakten, Namens- und Ortsangaben so-
wie Verträgen vergleiche den Sammelband: Ehr-
hart, Hans-Georg; Schmitt, Burkard Schmitt 
(Hgg.), Die Sicherheitspolitik der EU im Werden. 
Bedrohungen, Aktivitäten, Fähigkeiten, Baden-
Baden 2004. Reiter, Erich, Die Sicherheitsstra-
tegie der EU, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 
(2004), H.3-4, S. 26–31.

Verantwortungsbereiche

Die NSS beschreibt den sicherheitspoliti-
schen Verantwortungsbereich der USA als 
einen globalen bzw. universalen und grup-
piert eine Liste von normativen Prinzipien 
um die Idee von individual freedom, wozu 
das natürliche menschliche Verlangen von 
human right to freedom gehöre, welches 
nicht teilbar und wovon keine Nation aus-
nehmbar sei – dies ist die ontologische 
Grundlage der National Security Strategy. 
Sich dieser Verantwortung bewusst sein 
und sich ihr stellen, das muss das Ziel US-
amerikanischer Sicherheitspolitik laust 
NSS sein. Mit diesem Verständnis von 
Verantwortung ist die sicherheitspolitische 
Verantwortungskonzeption der USA keine 
geografische, sondern eine werteorientier-
te, individuell-generelle, womit potentiell 
jeder überall ein Amerikaner sein kann, 
was relevant für den Verantwortungsbe-
reich der USA ist. Das verfolgte Ziel ist 
die Erhaltung und Erweiterung der US-
amerikanischen Hegemonie; die verfolgte 
und vorgestellte Weltordnung íst die einer 
liberal order.
Die Europäische Sicherheitsstrategie hinge-
gen erhebt nicht den Anspruch einer globa-
len Verantwortlichkeit, obwohl wir bereits 
zu Beginn des Dokuments auf die Aussage 
stoßen: „Europa muss […] bereit sein, Ver-
antwortung für die globale Sicherheit […] 
zu tragen.“ Die in der ESS ausgeführte und 
beschriebene Verantwortlichkeitszone ist 
aber vielmehr eine regionale, die sich um 
die Stabilität Europas bemüht, und keine 
globale. Gestützt wird diese Lesart durch 
das zentrale Sicherheitsziel der EU: Stabi-
lität. Die Erhaltung und Förderung euro-
päischer Stabilität ist das zentrale Ziel der 
EU, wobei auf die erfolgreiche Integration 
Europas verwiesen wird. Diese Erfolgsge-
schichte, die aus Stabilität durch Koope-
ration besteht, soll in die Zukunft verlän-
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gert werden. Klar wird dies im Abschnitt 
„Stärkung der Sicherheit in unserer Nach-
barschaft,“ in dem deutlich gemacht wird, 
dass trotz des Zeitalters der Globalisierung 
geografische Aspekte weiterhin eine Rolle 
spielen und dass den Regionen um Europa 
herum ein besonderes Interesse der EU gilt. 
Nur wenn diese Länder verantwortungsvoll 
regiert werden, kann Sicherheit für Europa 
möglich sein. Eine Ausnahme bildet hier 
die Nennung der Region des Nahen Ostens 
mit seinem israelisch-arabischen Konflikt, 
dessen Lösung für Europa – neben den eu-
ropäischen Nachbarschaftsländern – stra-
tegische Priorität hat. Im Unterschied zur 
NSS betont die ESS räumliche Grenzen, 
was einer globalen und universellen Reich-
weite abträglich ist. Die EU verfolgt in der 
ESS zwar eine multilaterale Weltordnung, 
überlässt jedoch die „Hauptverantwortung 
für die Wahrung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit“ dem Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen (VN). „Le-
diglich“ eine grundlegende Unterstützung 
für die VN sowie eine Weiterentwicklung 
und Beachtung des Völkerrechts und die 
Stärkung Internationaler Organisationen 
sind Bestrebungen und verpflichtende Zie-
le der EU. Die Unterstützung und Verant-
wortung für Internationales Recht und In-
ternationale Organisationen kann als eine 
Verlängerung der Norm der Kooperation 
gesehen werden, welche aus der Integrati-
onsgeschichte der EU erwachsen ist.

Gefahren und Risiken

Die NSS beschreibt als größte Gefahr nach 
dem Wegfall der Bipolarität, also mit dem 
Ende des Ost-West-Konflikts, den Terroris-
mus mit globaler Reichweite und nennt im 
gleichen Zug die „Schurkenstaaten“ sowie 
die Proliferation von Massenvernichtungs-
waffen. Die ESS dagegen begreift Gefahr 
nicht als Fehlverhalten von nicht-moralisch 
agierenden Akteuren, sondern als Gefahr 

an sich. Konkret aufgeführt werden: 1) 
Terrorismus; 2) Verbreitung von Massen-
vernichtungswaffen; 3) regionale Konflikte; 
4) gescheiterte Staaten; 5) organisierte Kri-
minalität. Die konkrete Nennung der Ge-
fahren spiegelt die NSS, besonders was die 
beiden Szenarien der Massenvernichtungs-
waffen betrifft. Zum einen erkennt die ESS, 
dass es zu einem regionalen Wettrüsten in 
den Massenvernichtungswaffen kommen 
kann und zum anderen beschreibt die ESS 
die Möglichkeit, dass Terroristen in den 
Besitz von Massenvernichtungswaffen 
kommen könnten und diese auch benut-
zen. Trotz dieser Spiegelung geht die ESS 
noch einen Schritt weiter und behauptet, 
dass Massenvernichtungswaffen und de-
ren Proliferation an sich bereits eine Ge-
fahr darstellen, was aus der Feststellung 
folgt, dass Massenvernichtungswaffen „die 
prinzipiell größte Bedrohung für unsere 
Sicherheit dar[stellen]“. Im Unterschied 
zur NSS diskutiert die ESS die organisier-
te Kriminalität und identifiziert Europa als 
„ein primäres Ziel für organisierte Krimi-
nalität“, die sie als „grenzüberschreitenden 
Handel mit Drogen, Frauen, illegalen Ein-
wanderern und Waffen […] und bisweil[ig] 
bestehen Verbindungen zu terroristischen 
Bewegungen spezifiziert. Organisierte Kri-
minalität, das Scheitern von Staaten sowie 
regionale Konflikte wird in der Gefahren-
perzeption der Europäer, im Gegensatz zu 
den Amerikanern, hervorgehoben. Nach 
der NSS entsteht Gefahr also aus fehlge-
leiteten Überzeugungen, die zu einem ab-
normen Verhalten bei relevanten Akteuren 
führen, wohingegen die zentrale Gefahr in 
der ESS in Instabilität und Konflikt an sich 
gesehen wird. Dieser Unterschied ist ent-
scheidend für den differierenden Umgang 
mit Gefahren und Risiken.
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Die Wahl der Mittel

Die Mittelwahl, mit der Sicherheit geschaf-
fen bzw. Risiken vorbeugend begegnet wer-
den soll, differiert und stellt jeweils einen 
eigenen Standpunkt dar. Hier positioniert 
sich Europa in einer erweiterten Herange-
hensweise in Abgrenzung zu den USA. Die 
NSS setzt auf die aktive Nutzung von Mi-
litär, auf militärische Interventionen sowie 
auf die Verbreitung von Ideen. Der präemp-
tive Militärschlag wird in der National Se-
curity Strategy als reale Option eingeführt. 
Dazu kommt die Schaffung von kurzfristi-
gen Koalitionen unter einer US-Führung. 
Die EU setzt dagegen auf eine Mischung 
aus militärischen und zivilen Optionen 
und versucht, das als spezifisch europäisch 
beschriebene Potential eine breiten Kon-
fliktprävention an erster Stelle zu setzten. 
Weiterhin wollen die Europäer einen effek-
tiven Multilateralismus nutzen und zusam-
men mit der internationalen Gemeinschaft 
Probleme lösen bzw. Risiken auflösen oder 
zumindest minimieren, bevor sie zu einem 
konkreten Problem werden. Dabei wird es 
als wichtig erachtet, im Falle von militä-
rischen Aktionen, diese unter einem VN-
Mandat durchzuführen.

Bewertung

Die National Security Strategy und die Eu-
ropäische Sicherheitsstrategie sind trotz 
der langen sicherheitspolitischen Verflech-
tung zwischen den USA und Europa zwei 
nicht identische sicherheitspolitische Do-
kumente. Dies mag zunächst banal klingen, 
ist aber in der historischen Dimension eine 
dramatische Aussage – vor allem dann, 
wenn es mit Blick auf die Zukunft um die 
Aushandlung der Handlungsmacht um 
und mit globalen Risiken geht. Zwischen 
den beiden Strategiepapieren besteht eine 
Lücke, die als Ausdruck eines transatlan-
tic gap beschrieben werden kann, der sich 

hier jedoch nur auf die beiden Papiere und 
damit auf „Sicherheit“ in einem weiten Sin-
ne bezieht. Neben zahlreichen wichtigen 
Überlappungen bei der Gefahrenperzep-
tion und in den Zielen, gibt es erhebliche 
Differenzen. Die NSS betont eine Präferenz 
für militärische Mittel, wohingegen die 
ESS zivile Mittel innerhalb einer interna-
tionalen Rechtsordnung präferiert. Und 
doch lässt die ESS Raum für militärische 
Aktionen in einem engen Bereich, der dem 
Paradigma der Konfliktprävention folgt: 
„Durch präventives Engagement können 
schwierige Probleme in der Zukunft ver-
mieden werden.“ 
Neben dem, was die ESS konkret be-
schreibt, benennt und will, muss aber auf 
das aufmerksam gemacht werden, was die 
ESS „vergisst“. So erfolgt in der ESS z. B. 
keine Bearbeitung der Frage nach den 
Bedingungen, unter denen die EU bereit 
wäre, militärische Instrumente, etwa für 
eine Intervention, einzusetzen; und unter 
welchen Bedingungen überhaupt ein po-
litischer Wille für den Gebrauch von mi-
litärischen Instrumenten gegeben wäre. 
Somit verpasst die ESS die Gelegenheit, 
einen Fixpunkt für die Möglichkeit von mi-
litärisch-präemptiven Einsätzen zu liefern. 
Damit verweigert sich die EU einer Diskus-
sion der Rahmung von Militärgebrauch. 
Dieses Strategiepapier wäre jedoch eine 
willkommene Gelegenheit gewesen, nicht 
nur einen Kontrapunkt zur National Secu-
rity Strategy der USA aus dem Jahre 2002 
mit ihrer Betonung des politischen Willens 
zu präemptiven militärischen Eingriffen zu 
setzen, sondern auch klare Bedingungen 
und Voraussetzungen zu nennen, die einen 
Präemptivschlag erlauben und ihn recht-
fertigen. Die Solana-Doktrin hätte einen 
Rahmen präsentieren können, in dem über 
militärische Optionen nachgedacht werden 
kann. Sich dieser Diskussion zu entziehen, 
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sie quasi zu negieren, macht die Welt noch 
nicht besser – so wie es doch das dokumen-
tierte Ziel der ESS ist. Weiterhin wurde der 
„wirksame Multilateralismus“ als ein zent-
rales Element des Krisen- und Konfliktma-
nagements in der ESS genannt. Aber was 
nicht geschieht, ist eine Operationalisie-
rung dessen, was „wirksamer Multilatera-
lismus“ durchdekliniert tatsächlich bedeu-
tet. In diesem Zusammenhang ist ebenfalls 
die nicht ausgeführte Konkretisierung der 
Fähigkeiten der EU für Einsätze, die eine 
Kombination von „Zivil“ und „Militär“ dar-
stellen, zu nennen. Ohne eine Fähigkeits-
konkretisierung, eine Operationalisierung 
von „wirksamem Multilateralismus“ sowie 
einer Klärung, wann auch auf militärische 
Mittel zurückgegriffen werden kann, wird 
das Strategiepapier zu einem Dokument, 
welches in einem konkreten Fall sich einer 
Nutzung entzieht.
Die Europäische Sicherheitsstrategie ist, 
wie dargelegt, ein wichtiger und nicht zu 
unterschätzender Punkt in der Entwick-
lung der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik innerhalb der Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU. Durch die ESS positioniert sich die 
EU als ein eigenständiger sicherheitspoliti-
scher Akteur in Abgrenzung zu den USA – 
trotz aller transatlantischen Gemeinsam-
keiten. Aber ob die ESS ohne die Vorlage 
der amerikanischen NSS überhaupt auf 
den Weg gebracht worden wäre, ist zu be-
zweifeln. Insofern dürfen die Kritikpunkte 
nicht übersehen werden. Denn mit diesem 
Strategiepapier stehen zu bleiben, wäre für 
die anvisierten Ziele hinsichtlich einer ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU fahrlässig. Inwiefern die Strategie 
Europas einen adäquateren Ansatz im Um-
gang mit sicherheitspolitischen Gefahren 
und Risiken im Gegensatz zur National 
Security Strategy der USA bildet, wird nur 

ihre Umsetzung zeigen können. Ein we-
sentlicher Entscheidungsfaktor innerhalb 
der EU wird sein, ob die Europäer auch be-
reit sind, das, was sie als Strategie festgelegt 
haben, zum einen anzuwenden und zum 
anderen weiterzuentwickeln, also neuen 
und anderen Gegebenheiten anzupassen. 
Darüber hinaus wird entscheidend sein, ob 
es bei einer geteilten Gefahren- und Risiko-
perzeption bleibt und ob die vorgestellten 
Mittel und Ziele auch tatsächlich gemein-
sam angewendet und umgesetzt werden, 
ob also der politische Wille zum konkreten 
Handeln aufgebracht werden kann. Dies 
müssen die Europäer erst noch zeigen – 
im Gegensatz zu den USA, die ihren poli-
tischen Willen zur Umsetzung ihrer NSS 
bereits unter Beweis gestellt haben. Auch 
wenn dies paradox aussehen mag, ist die 
NSS damit von idealistischen Denkfiguren 
wesentlich stärker geleitet, als das bei der 
ESS der Fall ist. Doch beiden Dokumenten 
ist ein strategisches Denken inne, welches 
seine Kraft aus dem Nachdenken über 
Weltordnung und Weltunordnung bezieht. 
Beide stellen einen konkurrierenden Bei-
trag zu einer neuen Ordnungspolitik dar.
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Verwendete Quellen

Ein sicheres Europa in einer besseren Welt – Europäische Sicherheitsstrategie

Brüssel, 12. Dezember 2003

Einleitung

Nie zuvor ist Europa so wohlhabend, so sicher und so frei gewesen. Die Gewalt der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts ist einer in der europäischen Geschichte beispiellosen Periode 
des Friedens und der Stabilität gewichen. Die Schaffung der Europäischen Union steht im 
Mittelpunkt dieser Entwicklung. Sie hat die Beziehungen zwischen unseren Ländern und 
das Leben unserer Bürger verändert. Die europäischen Staaten haben sich verpflichtet, 
Streitigkeiten auf friedlichem Wege beizulegen und in gemeinsamen Institutionen zu-
sammenzuarbeiten. Im Laufe der Zeit haben sich Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie mehr und mehr durchgesetzt und aus autoritären Regimen wurden sichere, 
gefestigte und dynamische Demokratien. Die aufeinander folgenden Erweiterungen las-
sen die Vision eines geeinten und friedlichen Kontinents Realität werden. (S. 1)

I) Das Sicherheitsumfeld: Globale Herausforderungen und Hauptbedrohungen 

Durch die zunehmende Öffnung der Grenzen seit dem Ende des Kalten Krieges ist ein 
Umfeld entstanden, in dem interne und externe Sicherheitsaspekte nicht mehr voneinan-
der zu trennen sind. […] Und sie haben die Abhängigkeit Europas – und somit auch seine 
Anfälligkeit – von vernetzten Infrastrukturen unter anderem in den Bereichen Verkehr, 
Energie und Information erhöht. […] Größere Angriffe gegen Mitgliedstaaten sind nun-
mehr unwahrscheinlich geworden. Dafür ist Europa mit neuen Bedrohungen konfron-
tiert, die verschiedenartiger, weniger sichtbar und weniger vorhersehbar sind. […] Bei 
einer Summierung dieser verschiedenen Elemente – extrem gewaltbereite Terroristen, 
Verfügbarkeit von Massenvernichtungswaffen, organisierte Kriminalität, Schwächung 
staatlicher Systeme und Privatisierung der Gewalt – ist es durchaus vorstellbar, dass Eu-
ropa einer sehr ernsten Bedrohung ausgesetzt sein könnte. (S. 2/3/5)

II) Strategische Ziele

Wir leben in einer Welt, die bessere Zukunftschancen bietet, uns gleichzeitig aber auch 
größeren Bedrohungen aussetzt, als dies in der Vergangenheit der Fall war. Die Zukunft 
hängt zum Teil auch von unserem Handeln ab. Wir müssen zugleich global denken und 
lokal handeln. Um ihre Sicherheit zu verteidigen und ihre Werte zur Geltung zu bringen, 
verfolgt die EU drei strategische Ziele: (S. 6)
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Abwehr von Bedrohungen

Im Zeitalter der Globalisierung können ferne Bedrohungen ebenso ein Grund zur Be-
sorgnis sein wie näher gelegene. […] Unser herkömmliches Konzept der Selbstverteidi-
gung, das bis zum Ende des Kalten Krieges galt, ging von der Gefahr einer Invasion aus. 
Bei den neuen Bedrohungen wird die erste Verteidigungslinie oftmals im Ausland liegen. 
[…] Im Gegensatz zu der massiv erkennbaren Bedrohung zur Zeit des Kalten Krieges ist 
keine der neuen Bedrohungen rein militärischer Natur und kann auch nicht mit rein mili-
tärischen Mitteln bewältigt werden. Jede dieser Bedrohungen erfordert eine Kombination 
von Instrumenten. […] Die Europäische Union ist besonders gut gerüstet, um auf solche 
komplexen Situationen zu reagieren. (S. 6/7)

Stärkung der Sicherheit in unserer Nachbarschaft

Es liegt im Interesse Europas, dass die angrenzenden Länder verantwortungsvoll regiert 
werden. Nachbarländer, die in gewaltsame Konflikte verstrickt sind, schwache Staaten, 
in denen organisierte Kriminalität gedeiht, zerrüttete Gesellschaften oder explosionsar-
tig wachsende Bevölkerungen in Grenzregionen sind für Europa allemal Probleme. Die 
Integration der beitretenden Staaten erhöht zwar unsere Sicherheit, bringt die EU aber 
auch in größere Nähe zu Krisengebieten. Wir müssen darauf hinarbeiten, dass östlich der 
Europäischen Union und an den Mittelmeergrenzen ein Ring verantwortungsvoll regier-
ter Staaten entsteht, mit denen wir enge, auf Zusammenarbeit gegründete Beziehungen 
pflegen können. (S. 7/8)

Eine Weltordnung auf der Grundlage eines wirksamen Multilateralismus

In einer Welt globaler Bedrohungen, globaler Märkte und globaler Medien hängen un-
sere Sicherheit und unser Wohlstand immer mehr von einem wirksamen multilateralen 
System ab. Daher ist es unser Ziel, eine stärkere Weltgemeinschaft, gut funktionierende 
internationale Institutionen und eine geregelte Weltordnung zu schaffen. Wir sind der 
Wahrung und Weiterentwicklung des Völkerrechts verpflichtet. Die Charta der Vereinten 
Nationen bildet den grundlegenden Rahmen für die internationalen Beziehungen. Dem 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen obliegt die Hauptverantwortung für die Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit. Die Stärkung der Vereinten Nati-
onen und ihre Ausstattung mit den zur Erfüllung ihrer Aufgaben und für ein effizientes 
Handeln erforderlichen Mitteln ist für Europa ein vorrangiges Ziel. […] Die Qualität der 
Staatengemeinschaft hängt von der Qualität der sie tragenden Regierungen ab. Der beste 
Schutz für unsere Sicherheit ist eine Welt verantwortungsvoll geführter demokratischer 
Staaten. Die geeignetsten Mittel zur Stärkung der Weltordnung sind die Verbreitung ei-
ner verantwortungsvollen Staatsführung, die Unterstützung von sozialen und politischen 
Reformen, die Bekämpfung von Korruption und Machtmissbrauch, die Einführung von 
Rechtsstaatlichkeit und der Schutz der Menschenrechte. Handelspolitik und Entwick-
lungspolitik können wirkungsvolle Instrumente zur Förderung von Reformen sein. Die 
Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten sind als weltweit größter öffentlicher Hilfe-
geber und größte Handelsmacht bestens in der Lage, diese Ziele zu verfolgen. (S. 9/10)
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III) Auswirkungen auf die europäische Politik

Die Europäische Union hat Fortschritte auf dem Weg zu einer kohärenten Außenpolitik 
und einer wirksamen Krisenbewältigung erzielt. Wir verfügen inzwischen über Instru-
mente, die wirksam eingesetzt werden können, wie wir in der Balkanregion und anderswo 
bewiesen haben. Wenn wir aber einen unserem Potenzial entsprechenden Beitrag leisten 
wollen, dann müssen wir noch aktiver, kohärenter und handlungsfähiger sein. Und wir 
müssen mit anderen zusammenarbeiten. […] Als eine Union mit 25 Mitgliedstaaten […] 
sollten wir mehrere Operationen gleichzeitig durchführen können. […] Wir müssen fähig 
sein zu handeln, bevor sich die Lage in Nachbarländern verschlechtert, wenn es 
Anzeichen für Proliferation gibt und bevor es zu humanitären Krisen kommt. Durch prä-
ventives Engagement können schwierigere Probleme in der Zukunft vermieden werden. 
[…] Damit wir unsere Streitkräfte zu flexibleren, mobilen Einsatzkräften umgestalten und 
sie in die Lage versetzen können, sich den neuen Bedrohungen zu stellen, müssen die 
Mittel für die Verteidigung aufgestockt und effektiver genutzt werden. […] Wir brauchen 
eine verstärkte Fähigkeit, damit alle notwendigen zivilen Mittel in und nach Krisen zum 
Tragen kommen. […] Mit dem Ausbau der Fähigkeiten in den verschiedenen Bereichen 
sollten wir an ein breiteres Spektrum von Missionen denken. (S. 11/12/13)

Fazit 

Wir leben in einer Welt mit neuen Gefahren, aber auch mit neuen Chancen. Die Euro-
päische Union besitzt das Potenzial, einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der Bedro-
hungen wie auch zur Nutzung der Chancen zu leisten. Eine aktive und handlungsfähige 
Europäische Union könnte Einfluss im Weltmaßstab ausüben. Damit würde sie zu einem 
wirksamen multilateralen System beitragen, das zu einer Welt führt, die gerechter, siche-
rer und stärker geeint ist. (S. 14)


